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Das Ultimatum
Wolfgang Wiedlich

zum Weltklima-Gipfel

E s ist erstaunlich: Der heute
in Paris beginnende UN-
Weltklima-Gipfel soll einer

bald Acht-Milliarden-Menschheit
die Lebensgrundlagen erhalten,
doch das Thema interessiert Me-
dien undMenschen eher randläu-
fig. Die Politik scheint immerhin
Wissenschaft nicht mehr zu be-
zweifeln: Ja, der auf fossiler Basis
wirtschaftende undmobile
Mensch hat die globale Erwär-
mung verursacht, aber auch der,
der Regenwälder für den Soja-An-
bau brandrodet. Ja, die Staaten
müssen die Notbremse ziehen,
auch in Demokratien, wo nicht
physikalische Zeitzwänge den
Takt vorgeben, sondern eher Le-
gislaturperioden undWiederwahl.
Insofern hätten es Diktaturen ver-
mutlich leichter, das zugleich Un-
zumutbare wie Unvermeidbare
durchzusetzen. Aber so weit wird
es nicht kommen. Die Dinge über
unseren Köpfen sind so weit fort-
geschritten, dass die Physik der
Politik jetzt zwar ein Ultimatum
stellt � aber eines, das selbst Hexer
der Diplomatie nicht erfüllen
könnten. Es bedarf keiner Pro-
phetie: Die in massiven Interes-
sengegensätzen verhedderte
Weltgemeinschaft wird einstim-
mig in Paris nichts beschließen,
was einen "gefährlichen Klima-
wandel" verhindert.
Eine Verringerung der Treib-

hausgas-Emission um 85 Prozent
in den Industriestaaten bis 2050
gegenüber dem Jahr 1990, um das
Zwei-Grad-Ziel zu erreichen, be-
deutet den Ausstieg aus der Fos-
silwirtschaft. Was das für eine Ge-
sellschaft bedeutet, hat denMen-
schen noch niemand deutlich ge-
sagt. "Dekarbonisierung bis 2050"
ist so ein "volksnaher" Zauberbe-
griff, unter demwir uns heute nur
einen Taxifahrer mit Elektroauto
und Solarzapfstelle vorstellen
können, undwer immer schon
einmal für 29 Euro nach Venedig
fliegen wollte, sollte sich beeilen.
Wenn Paris tatsächlich erfolgreich
wäre, würde das � vonMacht-
Euch-keine-Sorgen-Reden berie-
selte � Volk staunen: Zur Klima-
rettung braucht es dochmehr als
Energiesparlampen und den Ver-
zicht auf Erdbeeren im Dezember.
Am Ende eines � ideologiefreien

� Beratungstages über die gesi-
cherte Energieversorgung einer
Industriegesellschaft könnte eine
überraschende Erkenntnis stehen.
Der kompromisslose Ausbau der
Erneuerbaren Energien ist der kli-
mafreundliche Zukunftsweg, aber
er lässt sich erst übermorgen rea-
lisieren. Undwas ist morgen? Viel
spricht dafür, dass eine nüchterne
Risikobewertung die Gasabfälle
der fossilen Energieerzeugung ge-
fährlicher einstuft als die radioak-
tiven der Atommeiler mit ihrem
zusätzlichen GAU-Restrisiko. Ver-
einfacht: Klimawandel wäre

schlimmer als Tschernobyl plus
Fukushima, und die Energiewen-
de auszurufen, war richtig, aber in
der Heute-auf-Morgen-Version
voreilig. Der Hinweis, dass die
Erderwärmung schonmehrMen-
schenleben gekostet hat als alle
Reaktorhavarien, spiegelt nur, wie
sehr eine redliche Risikoanalyse
fehlt, deren Ergebnis denMen-
schen ungeschönt mitgeteilt wer-
denmüsste. Denn bis heute weiß
der Stromkonsument nicht, was
sich hinter seiner Steckdose tat-
sächlich für ein Cholera-oder-Pest-
Risiko auftürmt. Unterm Strich:
Was für eine Energie-Lebenslüge.
Die Überbringer schlechter

Nachrichten zu töten, war in der
griechischen Antike recht beliebt.
Kaum anders wurden jahrzehnte-
lang Klimaforscher behandelt: als
Boten unangenehmer Nachrichten
aus demwissenschaftlichen Er-
kenntnislabor. Die unfreiwilligen
Politikberater haben deshalb zu-
rückgeschaltet. Was die Politik aus
den Faktenmacht, ist deren Sache.
Forscher sind aber auchMenschen
mit Kindern und Enkeln. Das
"Who-is-who" der internationalen
Erdklima-Experten hat deshalb die
Earth League gegründet, eine Art
Bürgerforum. Dort sagen sie, dass
das Klimarisiko sehr weit fortge-
schritten und viel größer sei, "als
wir es sonst akzeptieren, etwa für
Atomkraft, Terrorismus oder
Krankheitsepidemien".

E s ist ja keine neue Erkennt-
nis, dass Endverbraucher-
preise nicht die ökologische

Wahrheit sagen. Bei der Energie
werden die einen (Atommüll)
vergesellschaftet, die anderen
(Treibhaugase) anonym globali-
siert. Letztere haben nun Täter-
Opfer-Fernbeziehungen geschaf-
fen, die das Völkerrecht sprachlos
machen und letztlich auch einen
Erfolg in Paris verhindern. Auch
das deutsche Asylrecht blendet die
nahe Zukunft noch aus: Sind Kli-
maflüchtlinge wirklichWirt-
schaftsflüchtlinge?
Leider werden selbst in hoch-

entwickelten Ländern, gelegent-
lich als "Wissensgesellschaften"
bezeichnet, falsche Vorstellungen
verbreitet. Zum Beispiel die:Wenn
die Staaten sich auf eine fossile
Abstinenz einigen, die dem Zwei-
Grad-Ziel entspricht, wäre das
zwar eine diplomatische Stern-
stunde, aber auch eine Suggestion,
die Sicherheit verspricht, die gar
nicht existiert. Sie beträgt gerade
einmal 66 Prozent. Gefährlicher
Klimawandel könnte auch früher
beginnen. So wird dieWirklichkeit
die Staaten neben der Emissions-
vermeidung vor allem zur Klima-
anpassung zwingen. Das wird ab-
sehbar eine teure Großbaustelle �
teurer jedenfalls, als wenn die
Welt vor Jahrzehntenmit dem
fossilen Entzug angefangen hätte.

Níchtern kalkuliert
Helge Matthiesen

zur Hamburger Olympia-Entscheidung

H amburger sind sachliche
Leute. Ihr Votum gegen
Olympia überrascht daher

nicht. Die Risiken und Nachteile
erschienen den Hanseaten größer
als ein mutmaßlicher Nutzen.
Olympia ist einfach nicht mehr at-
traktiv, um das aufzufangen. Da-
bei hat es an Unterstützung nicht
gefehlt. Alle maßgeblichen Kräfte
der Stadt, angeführt von Olaf
Scholz, haben unablässig und
medial einseitig verstärkt immer
wieder hervorgehoben, welche
Chance die Spiele an der Elbe
doch böten. Aber die entschei-
denden Fragen konnten sie nicht
schlüssig beantworten:Wie teuer
würde Olympia für die Stadt wer-
den?Was passiert auf demWoh-
nungsmarkt, der schon heute
komplett aus dem Lot ist?Welche
Einschränkungen hätten die
Hamburger deswegen und für Si-
cherheitsmaßnahmen hinnehmen

müssen? Undwie wollte man ei-
nen neuen Stadtteil an der Elbe
entwickeln, woman doch schon
heute mit den Verkehrsproblemen
in der Stadt undmit der Elbvertie-
fung nicht zurechtkommt? Hinzu
trat der verblichene Glanz des
Sportes selbst. Der hat das Prob-
lemDoping nicht im Griff, er leidet
unter Korruption und einer aus-
ufernden Kommerzialisierung.
Eintrittskarten sind für viele Nor-
malbürger selbst in einer wohlha-
benden Region wie Hamburg un-
erschwinglich.Wer nüchtern kal-
kuliert, muss am Ende erkennen:
Das Risiko bleibt bei den Ham-
burgern. Einen neuen Anlauf in
Deutschlandwird es erst wieder
geben, wenn die Spiele sich
gründlich reformiert haben. Die
grundsätzlichen Ideen von Frie-
den und Völkerverständigung sind
in diesen Tagen gleichwohl so
wichtig wie schon lange nicht.

Wie es bisher immer endete

"Richter Gottes�
ARDwirft Katholischer Kirche Behinderung von Tataufklärung vor

VON EBBA HAGENBERG-MILIU

BONN. Der Vorwurf, den die ARD
heute Abend in der Dokumentati-
on "Richter Gottes" gegen die Ka-
tholische Kirche erhebt, wiegt
schwer: "Die Kirche hat die Auf-
klärung der Straftaten des Haupt-
täters Pfarrer Peter R. im Miss-
brauchsskandal am Berliner Cani-
sius-Kolleg 2010 aktiv behindert",
heißt es in einer Pressemitteilung
des Westdeutschen Rundfunks
(WDR).
Und das würde bedeuten: Die

Kirche hätte die Aufklärung behin-
dert, auch nachdem am 25. Feb-
ruar 2010 der damalige Vorsitzen-
de der Bischofskonferenz Robert
Zollitsch eine "ehrliche Aufklä-
rung" und bessere Zusammenar-
beit mit den staatlichen Behörden
versprochen hatte. In der Sendung
von Eva Müller kündige die Staats-
anwaltschaft Berlin an, die Auf-
nahme neuer Ermittlungen gegen
Peter R. zu prüfen, so derWDR.
Wie berichtet, hatten im Januar

2010 Ex-Schüler des jesuitischen
Canisius-Kollegs dem vormaligen
Pater Peter R. zur Last gelegt, mehr
als 100 Opfer in den 1970er und
1980er Jahren nackt fotografiert,
angefasst und zur Selbstbefriedi-
gung genötigt zu haben. Sie lösten
damit den Missbrauchsskandal in
Deutschland aus.
Im Februar 2010 hatte die Staats-

anwaltschaft Berlin Peter R.'s

Handlungen als verjährt bezeich-
net. Vier Wochen später meldete
jedoch ein 14-jähriges Mädchen,
wie Müller herausfand, dem Bis-
tum Hildesheim, von Peter R. be-
drängt worden zu sein. Er war,
nachdem Canisius-Schüler dem
Jesuitenorden 1981 von Übergrif-
fen berichtet hatten, stillschwei-
gend nach Göttingen und nach
weiteren Vorwürfen 1989 nachHil-
desheim versetzt worden. Diesem
Bistum stand übrigens bis 1982 Bi-

schof Heinrich Maria Janssen vor:
Wie berichtet, erkannte kürzlich
selbst die Katholische Kirche Miss-
brauchsvorwürfe gegen diesen Bi-
schof an.
Zurück ins Jahr 2010: Eva Mül-

ler habe recherchiert, dass der ak-
tuelle Hildesheimer Bischof Nor-
bert Trelle auf die Meldung der 14-
Jährigen hin nur eine interne Vor-
untersuchung allein zu diesem Fall
eingeleitet habe, so der WDR. Erst
auf Druck der Familie des Mäd-
chens habe das Bistum Ende 2010
die Behörden informiert, ohne ih-
nen jedoch mitzuteilen, dass Peter
R. einer der zwei Hauptbeschul-

digten des Canisius-Kollegs war.
Das bestätige der Berliner Ober-
staatsanwalt Martin Steltner in der
Sendung, so der WDR.Wegen "ge-
ringen öffentlichen Interesses" ha-
be man den Fall also eingestellt.
Was 2012 vor dem Kirchengericht
Berlin nochmals geschehen sei:
Wegen sexueller Handlungen an
einer einzigen Minderjährigen
wurde Peter R. intern zu 4000 Eu-
ro Geldstrafe verurteilt. Die Fälle
am Canisius-Kolleg: Fehlanzeige.
AutorinMüller resümiert aufGA-

Anfrage: "Genau in der aufgeheiz-
ten Zeit, in der die Katholische Kir-
che Transparenz versprach, also
2010, passierte exakt das Gegen-
teil. Bischof Trelle beschloss die in-
terne Voruntersuchung, ohne die
Erziehungsberechtigten des Op-
fers und die Behörden über diesen
aktuellen, nicht verjährten Fall zu
informieren."
Das Nebeneinander von staatli-

chen und Kirchengerichten sei für
sie nicht tolerierbar. Matthias
Katsch, Sprecher des "Eckigen
Tischs" der in Jesuitengymnasien
Betroffenen, beklagt, die Kirche
isoliere weiterhin die Opfer, aber
schütze die aus den eigenen Rei-
hen stammenden Täter. "Die Straf-
verfolgung des Serien-Miss-
brauchstäters Peter R. wurde be-
hindert und schließlich vereitelt.
Bischof Trelle muss die Verantwor-
tung für dieses Vorgehen überneh-
men und zurücktreten."

"Als die Katholische Kirche
Transparenz versprach,
passierte das Gegenteil"

Autorin

Eva Mõller

Afghanischer Warlord hofft auf ein Comeback
DAS PORTR½T Gulbuddin Hekmatjar gilt als Kopf hinter vielen Anschlägen

VON LYNNE O�DONNELL

KABUL. Nach mehr als 40 Jahren
Krieg in Afghanistan sei es Zeit für
einen "realen und fairen Frieden".
Sagt Gulbuddin Hekmatjar. Dass
sein Appell in Kabul ernst genom-
men wird, ist allerdings höchst un-
wahrscheinlich. Anfang der 1990-
er Jahre war der einstige Warlord
zwar kurzzeitig Ministerpräsi-
dent. Inzwischen aber wird er von
den USA als Terrorist gesucht � in
denvergangenen Jahrenhat er sich
immer wieder zu Anschlägen be-
kannt.
Der aktuelle Aufruf lässt vermu-

ten, dass der seit Jahren im Ver-
borgenen lebende Hekmatjar mit
Ende 60 noch einmal Einfluss und
neue Unterstützung sucht � und
nicht zuletzt wieder eine Rolle in
der Politik. Experten bezweifeln
allerdings, dass der einst berüch-
tigte Kriegsherr dazu noch in der
Lage ist. Vor allem aber dürften die
von ihm gestellten Bedingungen
eines vollständigen Abzugs aller
ausländischer Soldaten sowie ei-
nerNeuwahl im Jahr 2016 kaumzu
erfüllen sein.

"Frieden und ein Ende der
Kämpfesindnurmöglich,wenndie
Besatzung aufhört, wenn die frem-
denTruppenabziehenunddasVolk
der afghanischen Nation das Recht
erhält, über das eigene Schicksal
selbst zu entscheiden und Politik
und Regierung nach eigener Vor-
stellung zu gestalten", sagt Hek-
matjar ineinerVideo-Botschaft,die
der Nachrichtenagentur AP in die-
ser Woche zugespielt wurde. Auf-
gezeichnet wurde die Botschaft
vermutlich in einem Versteck in
Pakistan, auch wenn enge Gefähr-
ten des gesuchten Terroristen be-
teuern, dass sich dieser noch im-
mer in der Heimat aufhalte.

In den 40 Jahren des Krieges in
Afghanistan hat Hekmatjar ein
extremes Leben geführt. Im Kampf
gegen die Sowjets war er, damals
noch mit Unterstützung der Ame-
rikaner, einer der führenden Mud-
schaheddin. Seine Anhänger sol-
len für den Tod von Tausenden
Menschen verantwortlich sein.
Späterwandte sich derWarlord auf
dem Schlachtfeld gegen die Tali-
ban.
Extreme islamistische Einstel-

lungen hatte Hekmatjar bereits als
Student: Ihmwirdnachgesagt,dass
er Frauen Säure ins Gesicht schüt-
tete, wenn sie in Kabul ohne Ver-
schleierung umherliefen. Als er
nach dem Abzug der Sowjets für
kurze Zeit Ministerpräsident wur-
de, vertrat er auch auf politischer
Ebene einen radikalen Islam. Dem
US-Außenministerium zufolge ge-
währte der militante Arm der von
Hekmatjar 1969 gegründeten Par-
tei auch Osama bin Laden Schutz,
als dieser 1996 aus dem Sudan
flüchtenmusste.
Inzwischen gilt der einst mäch-

tige Warlord aber eher als Randfi-
gur des Geschehens in Afghanis-

tan. "Seine Rolle als wichtiger An-
führer im Krieg gegen die Sowjets
können wir ihm nicht abspre-
chen", sagt der afghanische Poli-
tik-Experte Harun Mir. Aber auch
wenn sich Hekmatjar noch immer
"alsTeil desDialogs" sehe�"er lebt
in einer vollkommen anderenWelt
undsiehtnichtdieRealität vorOrt".
Der aktuelle Appell ist nicht der

erste Versuch Hekmatjars, sich
wieder in die afghanische Politik
einzumischen. Einem seiner Ver-
trauten zufolge hat sich ein Ge-
sandter Hekmatjars in diesem Jahr
sogar mit Präsident Aschraf Ghani
getroffen. Vom Büro des Präsiden-
ten wurde dies jedoch nicht bestä-
tigt. In seiner Video-Botschaft for-
dert Hekmatjar einen "rein afgha-
nischen Dialog" � ohne Beteili-
gung des Nachbarlandes Pakistan,
das sich bei den Friedensgesprä-
chen mit den Taliban als wichtiger
Vermittler hervorgetan hat.
Gleichzeitig verhöhnt Hekmatjar
die Regierung Ghanis als Mario-
nette der USA. DiewahreMacht im
Land liege bei der amerikanischen
Botschaft und den Befehlshabern
der Nato-Truppen. ap

Gulbuddin Hekmatjar FOTO: AP

PRESSESTIMMEN

Zum EU-Tõrkei-Gipfel schreibt

Die Welt
A Der Türkei-Deal der Europäer
ist ein Versuch, die Flüchtlings-
ströme in die EU zu reduzieren:
Die Türkei soll zum Bollwerk ge-
gen die Massenflucht werden. Der
türkische Staatspräsident Erdogan
ist damit zur wichtigsten Größe in
der europäischen Flüchtlingsstra-
tegie geworden. Dabei ist unklar,
ob sich die EU auf den Autokraten
verlassen kann. (Berlin)

Den Weltklima-Gipfel kommentiert
die Wiener

Presse
A Ob es schlussendlich dann ein
für alle verpflichtendes Abkom-
men gibt, ist für die reale Ent-
wicklung in der Atmosphäre wohl
gar nicht so relevant. Entschei-
dender ist, dass sich auch in
Nordamerika und in Asien lang-
sam die Erkenntnis durchzusetzen
scheint, dass es nicht nur ökologi-
sche, sondern auch ökonomische
Gründe gibt, danach zu trachten,
dass sich die klimatischen Bedin-
gungen nicht zu weit von dem
Status entfernen, an den sich die
Menschheit in den vergangenen
Jahrtausenden gewöhnt hat.

PERSONALIEN

A Jens Rommel (43), Jurist, wird
am kommendenMittwoch in sein
Amt als Leiter der Zentralen Stelle
zur Aufklärung nationalsozialisti-
scher Verbrechen eingeführt.
Rommel folgt Kurt Schrimm, der
die Behörde 15 Jahre geleitet hatte
und seit September im Ruhestand
ist. Zuvor arbeitete Rommel beim
Generalbundesanwalt in Karlsru-
he, bei der Europäischen Union in
Brüssel und als stellvertretender
Leiter der Staatsanwaltschaft in
Ravensburg. kna

A Der Hohe Flüchtlingskommis-
sar der Vereinten Nationen (UN),

Antünio Guter-
res, hat am
Wochenende in
Düsseldorf den
Ehrenpreis des
Deutschen
Nachhaltig-
keitspreises er-
halten. Die
Stiftung Deut-
scher Nachhal-
tigkeitspreis

würdigte damit nach eigenen An-
gaben seinen zehnjährigen Ein-
satz für nachhaltige Lebensbedin-
gungen von Flüchtlingen welt-
weit. Weitere Ehrenpreisträger
sind in diesem Jahr der frühere
Bundesaußenminister und lang-
jährige FDP-Vorsitzende Hans
Dietrich Genscher undKïnigin Sil-
via von Schweden. kna /FOTO: DPA


